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Verfolgt man die bestim-
menden öffentlichen und 
politischen Debatten die-

ser Tage, so scheinen Abschot-
tung und das Treten nach un-
ten zu dominieren. Da wird ge-
gen Menschen gehetzt, die Bür-
gergeld beziehen, und es gibt 
einen Überbietungswettbe-
werb, wer die restriktivste Be-
zahlkarte für Geflüchtete ein-
führt. Beides hilft uns bei den 
zentralen politischen Heraus-
forderungen unserer Zeit nicht 
weiter. Wie wäre es stattdessen 
mit einer Diskussion darüber, 
wie eine gute Zukunft für alle 
aussehen kann? 

Wenn wir wollen, dass jedes Talent 
gebraucht wird und jeder Mensch 
sein Leben selbst gestalten kann, 
dann brauchen wir den bestmögli-
chen Zugang zu Bildung und Arbeit. 
Damit dieser nicht vom Geldbeutel 
abhängt, wollen wir die Beitragsfrei-
heit für den Kindergarten und eine 
gute Betreuungsqualität ebenso wie 
die Ausweitung der Lernmittelfrei-
heit und das längere gemeinsame 
Lernen. Konkret wird das durch un-
sere Gesetzentwürfe zum Kindergar-
ten- und Schulgesetz im Bildungsaus-
schuss. Deshalb setzen wir uns dafür 
ein, dass Unternehmen und Beschäf-
tigte durch eine aktive Industrie- und 
Wirtschaftspolitik unterstützt wer-
den. Wir wollen nicht, dass durch das 
Festhalten an konservativen Dogmen 
am Ende zehntausende Beschäftigte 

in der Automobilindustrie arbeits-
los vor dem Werkstor stehen, son-
dern dass sie mit ihrem Wissen und 
mit Unterstützung des Landes daran 
mitwirken, das Unternehmen und 
ihren Arbeitsplatz zukunftsfähig zu 
machen.  Um nachfolgenden Genera-
tionen eine lebenswerte Umwelt zu 
hinterlassen, kämpfen wir für einen 
bezahlbaren Umstieg auf erneuerba-
re Energien. Die Akzeptanz dafür er-
höhen wir, wenn die Gewinne eines 
Windparks nicht nur in den Kassen 
der Konzerne landen, sondern ein 
Teil davon im Dorf und in der Stadt 
vor Ort in Bibliotheken, Jugendclubs 
oder Schwimmbäder fließt und der 
Strom vor Ort günstig genutzt wer-
den kann. Deshalb liegt unser Antrag 
für ein Windkraftbeteiligungsgesetz 
im Umwelt- und Infrastrukturaus-
schuss des Thüringer Landtages. 

Damit Wohnen kein Renditeobjekt 
ist und wir kommunale Wohnungs-
gesellschaften und Wohnungsgenos-
senschaften unterstützen, haben wir 
auf unserer Fachkonferenz vor weni-
gen Wochen die Diskussion über die 
Gründung einer Landeswohnungs-
baugesellschaft angestoßen. Damit 
das Krankenhaus vor Ort dem anste-
henden Wandel nicht zum Opfer fällt 
und eine bestmögliche Grundver-
sorgung gewährleistet ist, investiert 
das Land Thüringen gerade Woche 
für Woche Millionen in die Kliniken 
in den Landkreisen.  Von diesen und 
weiteren Ideen, Projekten und Maß-
nahmen profitieren alle Menschen im 
Land. Ob jung oder alt, ob Frau oder 
Mann, ob hier geboren oder zu uns 
gekommen. Wenn wir den Blick dar-
auf richten, wie Kinder und Jugend-
liche den besten Zugang zu Bildung 
bekommen, wie Menschen in Stadt 
und Land durch bezahlbare Energie 
und guten Wohnraum entlastet wer-
den, wenn wir gemeinsam für eine 
gute Gesundheitsversorgung für alle 
mit einem öffentlichen Nahverkehr 
kämpfen, der die Menschen verbin-
det, dann schützen wir den sozialen 
Frieden und unsere Demokratie vor 
den Angriffen derer, die ausgrenzen 
wollen und hetzen. Gemeinsam den 
sozialen Frieden stärken, Zusam-
menhalt statt Spaltung, das muss in 
diesen Tagen mehr denn je das Ziel 
sein. Lassen Sie uns gemeinsam dar-
an arbeiten!
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#Menschen-
rechteFürAlle

Die Internationalen Wochen ge-
gen Rassismus mit rund 4.000 
Veranstaltungen sind gestartet.

Menschenrechte sollten zu kei-
nem Zeitpunkt verhandelbar, 
dafür stets im Fokus politischen 
Handelns sein.

Mehr Infos zu den Aktionswo-
chen findet ihr auf: www.stif-
tung-gegen-rassismus.de

#Frauentag

Geschlechterspezifische Dis-
kriminierung ist für viele Frau-
en und Mädchen tief im Alltag 
verankert. Ich bin froh, dass 
wir am Internationalen #Frau-
entag auf der ganzen Welt auf 
die anhaltenden Missstände 
aufmerksam machen“, erklärte 
Karola Stange zum Internatio-
nalen Frauentag. „Und den-
noch ist wichtig: Jeder Tag ist 
Frauentag! Wir können  nicht 
nur an einem Tag  für die Rech-
te der Frauen kämpfen.“ 

Vorwort 
Christian Schaft, Abgeordneter 
Fraktion Die Linke
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Nahezu täglich wird von 
neuen Streikaktionen in 
den Medien berichtet. 

Ob im ÖPNV, im Einzelhandel 
oder bei der Deutschen Bahn. 
Dabei gehen die öffentliche 
Wahrnehmung über die Anzahl 
der Streiks und das tatsächli-
che Streikaufkommen deutlich 
auseinander – ein Blick in die 
Statistiken verrät, dass im in-
ternationalen Vergleich in 
Deutschland wenig gestreikt 
wird. 

Ein  Grund, warum die gefühlte Auf-
merksamkeit gerade in Ostdeutsch-
land zunimmt: Die Streikaktionen 
verteilen sich überproportional auf 
die ostdeutschen Bundesländer, in 
Thüringen wurden im Jahr 2022 13 
Arbeitskämpfe gezählt, im bevölke-
rungsreichsten Bundesland Nord-
rhein-Westfalen dagegen nur 26. Da-
mit liegt Thüringen auf dem fünften 
Platz bundesweit, die Ursachen für 
dieses erhöhte Streikaufkommen in 
Ostdeutschland liegen zum einen 
am weiterhin großen Lohngefälle 
zwischen West- und Ostdeutschland, 
zum anderen an dem allgemein nied-
rigeren Lohnniveau. Ostdeutschland 
(inklusive Berlin) ist mit etwa einem 
Drittel aller lokalen Auseinanderset-
zungen gemessen an seiner Größe 
in Bezug auf die Konflikthäufigkeit 
also weitaus häufiger vertreten.  Des 
Weiteren betreffen die Ausstände in 
der öffentlichen Infrastruktur viel 
direkter den Alltag: Sie sind spür-

bar für Menschen, die auf ÖPNV 
oder gar Flugzeuge angewiesen sind 
oder beim Gang in den Supermarkt 
bemerken, dass die Regale durch 
Streikaktionen in den Logistikzen-
tren leer sind. Ein flächendecken-
der Ausfall aufgrund eines Streikes, 
wenn auch nur zwei Tage, kann da-
mit zu einer Herausforderung für die 
Alltagsbewältigung werden. 

Zukunft ohne Angst

Doch gerade diese spürbare Beein-
trächtigung des Alltages vermittle 
eben auch die Bedeutung der Ar-
beit der streikenden Beschäftigten 
für unsere Gesellschaft, findet Lena 
Saniye Güngör, arbeitsmarkt- und 
gewerkschaftspolitische Spreche-
rin: „Die Arbeitsniederlegung der 
Kolleg:innen aus den unterschied-
lichen systemrelevanten Bereichen 
geschieht nicht, weil die Beschäf-
tigten ihren Mitmenschen das Le-
ben schwer machen wollen. In den 
kämpferischen Auseinandersetzun-
gen zwischen den Unternehmen und 
den Beschäftigten geht es im Gegen-
teil um nichts weniger als eine siche-
re Zukunft ohne Angst vor Armut.“ 

Zum einen erleben die Beschäf-
tigten durch die Inflation einen er-
heblichen Reallohnverlust von rund 
sieben Prozent, der in den letzten 
Tarifverhandlungen als Faktor noch 
keine Rolle spielte. Zum anderen 
haben in der Pandemie nicht weni-
ge Branchen erhebliche Gewinne 
erzielt, welche nicht an die Beleg-

schaften weitergegeben wurden. Die 
Abgeordnete nennt als Beispiel die 
Tarifauseinandersetzung mit der 
Kauflandgruppe im Thüringer Ein-
zelhandel, hier wurde mittlerweile 
auch die sechste Verhandlungsrunde 
ohne Ergebnis abgeschlossen. Wäh-
rend die Kauflandgruppe im Jahr 
2023 einen Umsatz von 31,8 Milliar-
den Euro erzielte, verdienen die Be-
schäftigten in Thüringen Niedriglöh-
ne, die bisher durchschnittlich nicht 
einmal 14 Euro pro Stunde betra-
gen. Seit Monaten gehen deshalb die 
Streikenden auf die Straße, während 
die Handelsunternehmen weiterhin 
erneute Gespräche blockieren: 

„Die Beschäftigten gehen kämp-
ferischer für ihre Interessen auf die 
Straße, gerade weil das Bewusstsein 
für eine offensichtliche Schieflage 
der Verteilungslogik zwischen den 
Gewinnen der Unternehmen und 
der Beteiligung der Beschäftigten 
an diesen zunimmt. In Verbindung 
mit dem zunehmenden Arbeits- und 
Fachkräftebedarf, der den Arbeit-
nehmer:innenforderungen den Rü-
cken stärkt, beobachten wir offen-
sivere Tarifauseinandersetzungen 
für dringend benötigte gute Tarifab-
schlüsse und Tarifverträge. In den 
nächsten Jahren werden die Unter-
nehmen bessere Löhne und Arbeits-
bedingungen auf den Weg bringen 
müssen, wenn sie weiter nachhaltig 
Personal gewinnen wollen. Nicht die 
Beschäftigten, sondern die Unter-
nehmen müssen sich bewegen“.

Warum Streiken gut ist
Ein Plädoyer, für seine Rechte zu kämpfen
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Zur Aktuellen Stunde 
in der Landtagssit-
zung erklärt Markus 

Gleichmann, klima- und 
energiepolitischer Spre-
cher der Fraktion Die Linke 
im Thüringer Landtag:

„Mit dem Windenergie-Be-
teiligungsgesetz wollen wir die 
Einnahmen der Windparkbe-
treiber an die betroffenen Kom-
munen, Einwohnerinnen und 
Einwohner weitergeben. Bei ei-
nem Windpark mit sechs Anla-
gen sind das gut 200.000 Euro für 
die Kommunen und zusätzlich 
100.000 Euro für die Einwohner-
innen und Einwohner. Das Geld 
soll weder in den kommunalen 

Finanzausgleich einfließen noch 
versteuert werden und steht so-
mit den Kommunen, Einwohne-
rinnen und Einwohnern in vol-
ler Höhe zur Verfügung. Allein 
durch die bereits geplanten An-
lagen, die in nächster Zeit ans 
Netz gehen, würden rund zwei 
Millionen Euro für die Kommu-
nen und eine Million Euro für 
die Einwohnerinnen und Ein-
wohner entstehen“. Die CDU 
will dem Gesetz aus rein wahl-
taktischen Gründen zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht zustimmen. 
„Bei dem Gesetz geht es nicht 
darum, ob Windräder gebaut 
werden, sondern ob die Kommu-
nen und die Menschen vor Ort 
etwas von den Gewinnen abbe-

kommen. Dadurch, dass die CDU 
das Gesetz nicht mittragen will, 
werden Kommunen und Ein-
wohnern Millionen-Verluste ent-
stehen“, kritisierte Gleichmann. 
Die kommunalen Vertreter for-
derten, das Gesetz umgehend zu 
verabschieden, um weitere Ein-
nahmeausfälle der Kommunen 
zu verhindern. 

„Ich appelliere daher noch-
mals an die CDU, konstruktiv 
mit uns gemeinsam dafür zu 
sorgen, dass ein Teil der Gewin-
ne vor Ort bleibt und das Gesetz 
noch in dieser Legislaturperiode 
auf den Weg zu bringen“, so der 
Abgeordnete Gleichmann im 
Plenum des Thüringer Landta-
ges im März 2024.

Plenum im Thüringer Landtag
Rückblick auf die Sitzung im März 2024
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Aufklärung und Prävention statt Stigmatisierung und Kriminalisierung   

„Die CDU will im Thüringer Land-
tag wieder einmal Nebelkerzen 
zünden und mit zweierlei Maß 
messen“, kritisierte Kati Engel, 
Sprecherin für Suchtprävention, 
den Antrag der CDU-Fraktion, der 
am Donnerstag auf der Tagesord-
nung stand. Die geplante Entkrimi-
nalisierung und die Ermöglichung 
des kontrollierten Eigenanbaus 
von Cannabis seien längst über-
fällige Schritte, so die Abgeordne-
te. Doch wieder einmal versuche 
die CDU, ein Bundesthema mit 
Verdrehungen und Behauptungen 
in den Landtag zu zwingen. „Die 
Realität zeigt doch eindrücklich, 
dass die bisherige Verbotspolitik 
gescheitert ist. Das erklärte Ziel ei-
ner abstinenten Gesellschaft ohne 
Cannabiskonsum konnte nicht er-
reicht werden. Stattdessen haben 
Angebot und Konsum sogar zu-
genommen“, erklärt die Abgeord-
nete im Plenum: „Das Verbot stig-
matisiert und kriminalisiert, mit 
katastrophalen Folgen für die Le-
benswege der Konsument:innen. 

Es fördert illegale Strukturen und 
organisierte Kriminalität und ver-
hindert erfolgreiche Aufklärungs- 
und Präventionsarbeit. Denn ein 
Verbot geht immer mit einer Ta-
buisierung einher. Schülerinnen 
und Schüler brauchen z.B. ein of-
fenes Ohr statt Angst vor Strafe“, 
so Engel. Mit den Beratungsange-
boten zur Suchtprävention und 
dem Drug-Checking ist Thüringen 
auf einem guten Weg. Die Entkri-
minalisierung des Cannabiskon-
sums ist notwendig und wird von 
Fachleuten schon lange gefordert. 
Deshalb begrüßen wir das Vorge-
hen der Landesregierung im Bun-

desrat, einer Überweisung in den 
Vermittlungsausschuss nicht zu-
zustimmen.

Zum Hintergrund:
Seit Ablösung der CDU aus der 
Landesregierung 2014, wurden 
Aufklärung und Suchtpräventi-
on kontinuierlich vorangetrie-
ben und die finanziellen Mittel 
für Beratungsprojekte erhöht. 

So stiegen die Zuwendungen 
für die Fachstelle Suchtpräven-
tion“ von 378.206 Euro (2014) 
um rund 28 Prozent auf 485.050 
Euro (Ansatz 2024). Die Thürin-
ger Fachstellen „Suchtpräven-
tion“ und „GlücksSpielSucht“ 
erhalten 2024 mit 552.200 Euro 
rund 130.000,00 Euro mehr als 
2014. Als Erfolg ist auch das Mo-
dellprojekt „SubCheck“ zu wer-
ten, das die Gefahren von Ver-
unreinigungen illegaler Drogen 
aufzeigt.

 Novelle des Brand- und Katastrophenschutzes im Landtag 

Das Gesetzes zur Änderung des 
Brand- und Katastrophenschutz-
gesetzes wurde im Plenum des 
Thüringer Landtags positiv an-
genimmen und in den Ausschuss 
überwiesen. Zum Gesetz erklärt 
Donata Vogtschmidt, Sprecherin 
für Katastrophenschutz und Feu-
erwehren der Fraktion Die Linke: 

„Mit wichtigen Verbesserungen 
für den Brand- und Katastrophen-
schutz sorgen wir für eine grund-
legende Reform im Bereich der 
freiwilligen und hauptamtlichen 
Feuerwehren sowie der Katastro-
phenschutzeinheiten. Wir wollen 
das Ehrenamt stärken und die Ju-
gendfeuerwehrpauschale von 25 
auf 50 Euro erhöhen. Die finanzi-
elle Förderung der Brandschut-
zerziehung soll zur gesetzlichen 
Pflichtaufgabe werden. Durch die 
Einrichtung dezentraler techni-
scher Servicestellen soll die Digi-
talisierung für die Feuerwehren 
vorangetrieben werden. 

Die psychosoziale Notfallversor-
gung, die in kritischen Situationen 
zur Verfügung steht, soll durch 
unser Gesetz gestärkt werden.“ In 

dem 122-seitigen Gesetzentwurf 
wird zudem die Mitwirkung pri-
vater Organisationen im Katast-
rophenschutz vereinfacht und die 
Voraussetzungen geschaffen, um 
Helfenden im Katastrophenschutz 
künftig stärker den Einsatzkräften 
der Feuerwehr gleichzustellen, 
etwa durch Verordnungsermäch-
tigungen für die Zahlung von Auf-
wandsentschädigungen. 

Darüber hinaus wird eine lan-
desweite Einsatzführung klar ge-
regelt und ein Einsatzführungs-
dienst für Großschadenslagen 
integriert, Aufgaben werden kla-
rer zugeordnet und Qualifikatio-
nen präzisiert.“ Auch die Brand-
schutzerziehung in Thüringen soll 
künftig mit 650.000 Euro gesetz-
lich finanziert werden.
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Engagiert, vielfältig und persönlich - 
Hochschultour durch Thüringen 2024
Hochschulpolitischer Sprecher Christian Schaft unterwegs 

Seit Mitte Februar 2024 
tourt Christian Schaft 
durch die Thüringer 

Hochschulen. Er will mit allen 
Statusgruppen von den Präsi-
dent:innen über die Personal-
räte bis hin zu den Studieren-
denräten an den Thüringer 
Hochschulen das persönliche 
Gespräch suchen, um zu fra-
gen: Wo drückt der Schuh? 

In Jena an der Ernst-Abbe-Hoch-
schule angekommen, gibt es Kaffee 
und Kuchen für den Abgeordneten 
und seine Mitarbeiter:innen. Die Stu-
dierenden lassen sich nicht lange bit-
ten und berichten von Wartezeiten 
beim BAföG-Antrag, Verbesserungs-
wünschen in der Mensa, Problemen 
bei der Wohnungssuche und Un-
klarheiten bei der Finanzierung des 
Studierendentickets. Doch sie haben 
nicht nur Probleme im Gepäck. Auf 
die Frage, warum sie sich ausgerech-
net für Jena und Thüringen als Stu-
dienort entschieden haben, zeigen 
die Thüringer Hochschulen, dass 
sie sich nicht verstecken müssen. Es 

gibt Studiengänge, die bundesweit 
ein Alleinstellungsmerkmal haben 
und junge Menschen dazu bewegen, 
einen wichtigen Lebensabschnitt 
in Thüringen zu verbringen. „Trotz 
aller Herausforderungen, die mir 
geschildert wurden, sind viele Stu-
dierende froh, sich für den Standort 
Thüringen entschieden zu haben. Sie 
schätzen den kurzen persönlichen 
Draht zu den Lehrenden, die gute Be-
treuung während des Studiums und 
das familiäre Umfeld“, erklärt der 
Hochschulpolitiker der Linken, der 
sich dafür einsetzen will, dass das so 
bleibt. 

Politik geht nur mit den 
Menschen vor Ort

Der Christian Schaft kennt die 
Herausforderungen der Thüringer 
Hochschullandschaft wie kaum ein 
anderer. Schon als Student an der 
Universität Erfurt war er unter an-
derem Mitglied im StuRa und in der 
Konferenz Thüringer Studierenden-
schaften (KTS). Mit seinem Einzug 

in den Landtag als Abgeordneter 
im September 2014 wurde er zum 
Sprecher für Wissenschaft, Hoch-
schule und Forschung der Fraktion 
bestimmt. „Für mich ist klar, dass 
Politik nur mit den Menschen vor Ort 
gestaltet werden kann. Deshalb spre-
che ich auch mit allen Statusgrup-
pen an den Thüringer Hochschulen, 
damit kein Anliegen vergessen wird 
und sich alle bei den anstehenden 
Herausforderungen mitgenommen 
fühlen“, so Schaft. Besonders freut 
sich der Abgeordnete über die vielen 
Engagierten, die sich für eine offene, 
demokratische und vielfältige Hoch-
schullandschaft einsetzen. „Viele 
Menschen, die an unseren Hoch-
schulen lernen, lehren und arbeiten, 
blicken mit Sorge auf die politischen 
Entwicklungen in Thüringen. Aber 
sie stecken den Kopf nicht in den 
Sand und engagieren sich gemein-
sam für Demokratie und Menschen-
rechte in Thüringen. Deshalb freue 
ich mich besonders, dass alle Hoch-
schulen dem Bündnis Weltoffenes 
Thüringen beigetreten sind“, betont 
der Hochschulpolitiker der Linken.

Christian Schaft (drmit dem Studierendenrat der Ernst-Abbe-Hochschule Jena
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Wie weiter mit den  
Herausforderungen der  
Thüringer Hochschulen?

Trotz Konsens in Sachen Demo-
kratie gibt es an den Hochschulen 
zahlreiche Herausforderungen, die 
intensive Gespräche notwendig ma-
chen, beispielsweise wenn es um 
die Umsetzung der Leitlinien 2030+ 
und der zukünftigen Finanzierung 
in der Rahmenvereinbarung VI 
gehen. Bereits im November 2023 
letzten Jahres fand unter dem Titel 
„Thüringer Hochschulentwicklung 
auf dem Prüfstand“ eine Veranstal-
tung der Linke Fraktion zum Bericht 
der AG Hochschulentwicklungspla-
nung 2030+ statt. Studierende, Ver-
treter:innen aus dem Mittelbau und 
Personalrät:innen der Thüringer 
Hochschulen hatten in Workshops 
ihre Vorstellungen und Wünsche in 
ein ergänzendes Papier eingebracht 
und vage gehaltene Formulierungen 
mit konkreten Maßnahmen unter-
setzt. Diese Maßnahmen resultieren 
aus Erfahrungswerten, die die Men-
schen im Rahmen von Strukturen 
der Hochschulen gemacht haben.  
„Um Planungssicherheit, auch über 
die Rahmenvereinbarung V hinaus 
zu gewährleisten braucht es ausrei-
chende Haushaltsmittel und Trans-
parenz bei Entscheidungen“, macht 
Schaft seine Position deutlich. Noch 
bis Ende 2025 wird die jährliche 
Grundfinanzierung der Hochschu-

len um jeweils vier Prozent gestei-
gert. In Anbetracht der Rahmen-
vereinbarung VI, die ab 2026 gelten 
soll, muss zudem geprüft werden, ob 
und wie besondere finanzielle Be-
lastungen durch Krisenfolgen wie 
beispielsweise Energiekosten durch 
entsprechende überplanmäßige 
Ausgaben abgefedert werden kön-
nen. Aber nicht nur das Thema Fi-
nanzierung liegt auf dem Tisch. Eini-
ge Hochschulen haben aufgrund der 
demografischen Entwicklung sta-
gnierende oder rückläufige Studie-
rendenzahlen, mit denen zahlreiche 
Fragen einhergehen: Wie stellen wir 
das Studienangebot auf? Was bedeu-
tet eigentlich Profilierung der Hoch-
schulen ganz genau? Wie bewältigt 
Thüringen den Fachkräftemangel, 
wenn immer weniger junge Men-
schen nach Thüringen kommen? 

Kooperationen statt  
Rasenmäher-Methode

Am Ende der Tour durch die Thü-
ringer Hochschullandschaft und 
auch Gesprächen mit Studierenden, 
Personalrät:innen und Hochschul-
leitung hat der Abgeordnete eine 
lange Liste an Themen denen er sich 
im Landtag annehmen wird. Das 
reicht von der Frage der Umsetzung 
der Tarifeinigung für studentische 
Beschäftigte, dem Abbau von Büro-
kratie bis hin zu Fragen zu zentralen 
Themen wie Lehrkräfteausbildung, 

die Verbesserung der Gesundheits-
versorgung und die Begleitung des 
Strukturwandels in vielen Bereichen 
gemeinsam mit den Hochschulen 
bewältigt werden können und wie 
all das künftig finanziert wird. Aus 
der Erfahrung heraus weiß Schaft, 
dass pauschale Kürzungen meistens 
nicht die gewünschte Wirkung erzie-
len und besonders Studierende und 
der Mittelbau die Folgen zu tragen 
haben. Deshalb haben wir in den 
letzten 10 Jahren auch massiv in die 
Thüringer Hochschulen investiert, 
wie keine Landesregierung zuvor. 
Dennoch drückt es durch verschie-
dene Herausforderungen der letzten 
Jahre an der ein oder anderen Stelle 
im Budget. Deshalb wird die Frage 
wie die neue Finanzierungsverein-
barung ab 2026 aussieht eine ganz 
zentrale und der Abgeordnete ist 
dankbar für den konstruktiven Aus-
tausch mit allen Beteiligten an den 
Thüringer Hochschulen. 

„In den Gesprächen mit den Prä-
sident:innen der Hochschulen sind 
mir die Sorgen und Nöte, vor allem 
was die strukturellen Probleme an-
belangt, aufgezeigt worden. Aber 
auch der Wille zu Kooperationen un-
tereinander und Veränderung wur-
de deutlich. Zudem sind Mittelbau, 
Verwaltung und Studierende eben-
falls offen für Neues. Sie sprudeln 
förmlich vor Ideen die auch über die 
Leitlinien zur Hochschulentwick-
lung 2030+ hinausgehen“, freut sich 
Schaft.

Zu Besuch beim Studierendenrat der Technischen Universität Ilmenau
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Dreißig Jahre nachdem 
die ehemalige Treu-
handchefin Birgit Breuel 

das Schild der Treuhandan-
stalt in Berlin abmontierte und 
damit das Ende der Privatisie-
rungsbehörde besiegelte, stel-
len wir uns die Frage: Was 
können wir als Linke aus der 
desaströsen Treuhandpraxis 
lernen? Wie kann eine gelin-
gende, transformative Struk-
turpolitik aussehen? 

Im Untersuchungsausschuss 
„Treuhand in Thüringen“ des Thü-
ringer Landtags haben Zeug:innen 
und Sachverständige ausgesagt, Ak-
tenbestände aus dem Bundes- sowie 
dem Thüringer Landesarchiv wur-
den durchforstet und die relevan-
ten Veröffentlichungen zum Thema 
analysiert. Daraus entstand ein er-
schreckendes Bild des Behördenver-
sagens in Thüringen. Die entschei-
dende Frage ist: Wäre es auch anders 
gegangen? Hätte die Transformation 
der DDR-Wirtschaft mit Kreativität 
und Entscheidungsfreude auch eine 

zukunftsfähige Wirtschaft und ein 
neues soziales Gesellschaftsmodell 
schaffen können? Zur Diskussion 
dieser Fragen haben wir als Betei-
ligte am Untersuchungsausschuss 
„Treuhand in Thüringen“ für Die 
Linke fünf Thesen für eine gelingen-
de Transformation herausgearbeitet:

1 Die Bevölkerung wurde nicht 
ausreichend in Entscheidun-

gen zur Transformation der ostdeut-
schen Wirtschaft mit einbezogen. 
Die verantwortlich Handelnden der 
als Behörde organisierten Treuhan-
danstalt waren nicht gewählt und 
die Legitimationskette für derart 
ausgeprägte Befugnisse somit beson-
ders lang. Auch auf der Mikroebene 
in den Betrieben wurden demokra-
tische Mitbestimmungsrechte nicht 
ausreichend respektiert und betei-
ligungsorientierte Modelle wie das 
Management-Buy-out, bei dem Be-
schäftigte zu Eigentümer:innen ih-
res Betriebs werden können, zu we-
nig genutzt. Diese Vernachlässigung 
demokratischer Prinzipien führte 
zu Widerstand bei der breiten Bevöl-
kerung und zu Entscheidungen, die 

regionale Spezifika viel zu wenig be-
rücksichtigten. Soll weithin akzep-
tierte nachhaltige Transformation 
gelingen, geht sie nur beteiligungso-
rientiert und demokratisch.

2 Der Kapitalismus löst keine 
Probleme, er schafft sie – erst 

recht in seiner neoliberalen Ausprä-
gung. Wo dem Markt freie Hand ge-
lassen wird, stellt er Profit über Men-
schen und zerstört Existenzen von 
Arbeiter:innen zur Profitmaximie-
rung. Wo der kapitalistische Staat 
als Nachtwächterstaat auftritt, setzt 
er Rahmen, die nur Kapitalist:innen 
nützen. Wo der kapitalistische Staat 
aktiv in den Markt eingreift, macht 
er Strukturpolitik für Monopolisten. 
In der Art und Weise, wie eine Gesell-
schaft Transformation umsetzt, zeigt 
sich ihr Klassencharakter. Wenn uns 
die Treuhandpolitik eines für die zu-
künftige Aufgabe der sozialökologi-
schen Transformation lehrt, dann ist 
es das: Transformation im Sinne der 
Bedürfnisse von Mensch und Natur 
geht nicht neoliberal, geht nicht ka-
pitalistisch.

Die Treuhand - eine gescheiterte 
Transformationsgeschichte
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3 Wenn wir über die katastro-
phalen Folgen sprechen, die die 

fehlgeschlagene Transformationsge-
schichte der Treuhandbehörde zei-
tigte, müssen wir auch über die Zeit-
dimension sprechen. Innerhalb von 
etwa vier Jahren sollte eine gesamte 
Volkswirtschaft ihrer Produktions-
weise nach umgewandelt werden. 
Diese Hochdruckprivatisierung war 
von Beginn an zum Scheitern ver-
urteilt. Nicht nur, weil die finanziel-
len Kosten der Umgestaltung unter-
schätzt wurden, sondern auch, weil 
eine gelingende Transformation um 
der Akzeptanz willen an den Menta-
litäten der von ihr betroffenen Men-
schen andocken muss. Dazu braucht 
es Zeit, um Beteiligungsprozesse 
umzusetzen und darauf aufbauend 
Handlungsalternativen aufzuzei-
gen, mit denen sich die Bürger:in-
nen identifizieren. Transformation 
braucht Zeit.

4 Der Osten wurde in den 
90er-Jahren zur Spielwiese un-

sozialer Arbeitsmarktreformen, die 
später in der menschenfeindlichen 
Agenda 2010 ihren bundesrepublika-

nischen Höhepunkt fand. Die Treu-
handpolitik wurde von sogenannten 
„aktivierenden“ arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumenten wie Leiharbeit 
und Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men begleitet, die die Deklassierten 
noch in die unqualifiziertesten Lohn-
abhängigkeiten zwang. Gut ausge-
bildete Facharbeiter:innen wurden 
so teilweise für immer teilweise auf 
Jahre hinaus aus ihren Fachberufen 
gedrängt und so ein Niedriglohn-
sektor geschaffen, der den Osten zur 
verlängerten Werkbank werden ließ. 
Transformation geht nur mit einer 
sozialen Arbeitsmarktpolitik.

5 Für die Menschen in Thü-
ringen ist die Treuhandan-

stalt ein Symbol der schmerzhaften 
Transformationszeit zu Beginn der 
1990er-Jahre. Die biografischen Brü-
che haben sich tief in das kollektive 
Bewusstsein der Thüringer:innen 
eingeschrieben. In den 90er-Jahren 
waren in Thüringen zeitweise 23,1 
Prozent der Menschen erwerbslos - 
nicht mitgerechnet diejenigen, die 
durch Kurzarbeit null aus der Statis-
tik fielen; nicht mitgerechnet diejeni-
gen, die sich an der Abwanderungs-

bewegung in den 90er-Jahren von 
Ost- nach Westdeutschland beteilig-
ten. Damit trägt die Treuhandanstalt 
massiven Anteil an der katastropha-
len sozioökonomischen Situation der 
1990er-Jahre, die sich auch auf die 
Gegenwart (Demografie) noch aus-
wirkt. Transformation darf keine 
neuen Verlierer:innen produzieren.

Im Jahr 2024 stehen wir wieder 
vor einschneidenden Umwälzungen 
unserer Gesellschaft und es ist kein 
Wunder, dass viele wegen der ge-
machten Erfahrungen skeptisch auf 
die kommende Transformationspha-
se blicken. Aber klar ist auch: 

Nicht nur die Klimakrise zwingt 
uns dazu, über andere Formen des 
Wirtschaftens nachzudenken. Auch 
diverse internationale Konfrontati-
onen haben gezeigt, dass die kapita-
listische Produktionsweise globale 
Konflikte um Rohstoffe, Land und In-
dustrieprodukte anheizt. Als Linke 
stehen wir vor der Herausforderung, 
nicht die Fehler der größten Priva-
tisierungsagentur in der deutschen 
Geschichte zu wiederholen, sondern 
aus ihnen verständige Schlussfolge-
rungen zu ziehen.

Veranstaltungsreihe 
»Der Treuhand-Skandal 
in Thüringen«

Bei der Veranstaltungsreihe vor Ort 
werden die Abgeordneten der Frakti-
on Die Linke Einblicke in die Arbeit 
am Untersuchungsausschuss geben. 
Außerdem werden regionale Vorgänge 
genauer beleuchten und gemeinsam 
mit unterschiedlichen Expert:innen 
auch Alternativen zur desaströsen 
Treuhandpraxis nähern thematisiert.

Termine, Start jeweils 18:30 Uhr:

15.4. Schmalkalden, Vereinslokal  
„Zum Bergfreund“, Kirchhof 4
16.4. Ilmenau, ZinXX, Karl-Zink-Straße 2
29.4. Jena, Kombinat 01,  
Westbahnhofstraße 13
30.4. Suhl, Wahlkreisbüro Philipp  
Weltzien, Rimbachstraße 20

Mehr Infos unter  
www.die-linke-thl.de/treuhand
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Unter dem Motto „Pioneer 
the Transition in Travel 
& Tourism. Together“ 

fand Anfang März 2024 die In-
ternationale Tourismusbörse 
(ITB) auf dem Berliner Messe-
gelände statt. 5.500 Aussteller 
aus 170 Ländern präsentierten 
ihre Angebote vor einem brei-
ten Fachpublikum. Unter den 
100.000 Besucher:innen waren 
auch die Mitglieder des Wirt-
schaftsausschusses der Frakti-
on Die Linke im Thüringer 
Landtag, Knut Korschewsky, 
Christian Schaft, Andreas 
Schubert und Philipp Weltzi-
en. 

Reiseland Thüringen

Zu finden war das Reiseland Thü-
ringen an einem Gemeinschafts-
stand der Deutschen Zentrale für 
Tourismus (DZT) mit weiteren Bun-
desländern. Themen und Regionen 
am Thüringenstand wurden unter 
anderem von der Thüringer Tou-
rismus GmbH (TTG), der Weimar 
GmbH, dem Regionalverbund Thü-
ringer Wald, der Wartburg Stiftung 
und in diesem Jahr auch zum ersten 
Mal vom Tourismusverband Alten-
burger Land vertreten. „Die Erfah-
rungen aus dem letzten Jahr haben 
uns gezeigt, dass ein Gemeinschafts-
stand auf der ITB unter dem Dach der 
DZT zu vielen guten Kooperationen 
und Gesprächen geführt hat. Wir 
sind mit dem Auftritt Thüringens 
in Berlin wieder sehr zufrieden“, 
erklärt Knut Korschewsky, touris-
muspolitischer Sprecher der Linke 
Fraktion mit Blick auf die Erfahrun-
gen aus dem letzten Jahr. Zudem hat 
Thüringen in Zusammenarbeit mit 
Sachsen-Anhalt mehrere Ausstellun-
gen und Veranstaltungen anlässlich 
des 500. Jahrestags des Deutschen 
Bauernkrieges geplant, die in einer 
Pressekonferenz vorgestellt wurden. 
Schwerpunkt der Thüringer Landes-
ausstellung sollen Mühlhausen und 

Bad Frankenhausen sein und das Le-
ben des Theologen und Reformators 
Thomas Müntzer (1489-1525) in den 
Mittelpunkt stellen.

Thüringer  
Tourismus GmbH 

Die Abgeordneten informierten 
sich zudem in Gesprächen mit Chris-
toph Gösel, Geschäftsführer der Thü-
ringer Tourismus GmbH, über die 
anstehenden Kampagnen für das 
Frühjahr und den Sommer 2024 so-
wie über längerfristige Projekte und 
das Auslandsmarketing der TTG. 
„Die Vorträge aus der TTG heraus zu 
Digitaler Transformation, Barriere-
freiheit und Botschaft von Marken 
haben gezeigt, dass die Mitarbeiten-
den ganz nah am Puls der Zeit sind 
und den anstehenden Herausforde-
rungen im Bereich Tourismus ge-
wachsen sind“, betont Korschewsky. 
Gekrönt wurde die Arbeit der TTG 
durch den Thüringen Abend mit ei-
nem kulinarischen Casino unter dem 

Motto „So schmeckt Thüringen“. Alle 
Gäste konnten sich von den vielfäl-
tig produzierten Lebensmitteln aus 
Thüringen wie regionale Wurst- und 
Backwaren, Eierlikör, Senf und Bier 
überzeugen und zahlreiche Kontak-
te knüpfen. „Thüringen hat kulina-
risch eben mehr zu bieten als Brat-
wurst und Klöße“, resümiert der 
linke Tourismuspolitiker.

Nachhaltigkeit beim 
Camping und Glamping

Im Vergleich mit anderen Bundes-
ländern ging es auf der ITB 2024 um 
regionale und länderübergreifen-
de Zusammenarbeit. Investitionen 
und neue Trends im Reiseverhalten 
wurden mit Daten, Zahlen und Fak-
ten eingehend beleuchtet. Besonders 
spannend waren für die Abgeordne-
ten die Eindrücke im Bereich Cam-
ping und Glamping. So werden kli-
mabewusste Camps immer beliebter 
und die Ausrüstungen immer viel-
fältiger, wie beispielsweise der Cam-
ping-Anhänger für Fahrräder ein-
drücklich belegte. Beim Glamping 
wird keine Ausrüstung benötigt und 
die Gäste können in sehr bequemen 
und außergewöhnlichen Unterkünf-
ten in der Natur übernachten. Kor-
schewsky zeigt sich begeistert: „Das 
Thema Nachhaltigkeit wird durch 
neue Trends beim Camping von jun-
gen Menschen gelebt und führt zu 
interessanten Innovationen. Auch 
in Thüringen haben wir durch un-
sere Natur viel zu bieten und sollten 
überlegen, wie neue Anreize für den 
Ausbau von Angeboten für Gäste in 
Thüringen gesetzt werden können.“ 

Neben vielen Erlebnissen und Ein-
drücken konnten neue Ideen und 
Impulse für parlamentarische Initi-
ativen für die Arbeit im Thüringer 
Landtag mitgenommen werden. Die 
Reise hat sich gelohnt, sodass alle 
schon mit Vorfreude auf die ITB 2025 
blicken, wo sich Albanien als Gast-
land präsentieren wird.

Thüringen in all seinen Facetten
Der Freistaat auf der Internationalen Tourismusbörse 2024
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Im März 2024 wurde nach 
intensiver Erarbeitungszeit 
der Entwurf der Thüringer 

Bauordnung durch Infrastruk-
turministerin Susanna Kara-
wanskij vorgestellt. Das Ge-
setz, welches aus dem Jahr 
2014 stammt und zuletzt 2022 
geändert wurde, stellt damit 
die modernste Bauordnung im 
gesamten Bundesgebiet dar. 

Ute Lukasch, wohnungspolitische 
Sprecherin der Fraktion Die Linke 
im Thüringer Landtag, erklärt: „Der 
Entwurf stellt nicht nur die zahl-
reichen Veränderungen im Bun-
des- und Europarecht dar, die etwa 
in den Bereichen Digitalisierung 
oder Energieerzeugung geschehen 
sind, sondern entspricht auch den 
langjährigen Forderungen unserer 
Fraktion, eine bessere Grundlage 
für barrierefreies Bauen und damit 
Leben in Thüringen zu schaffen.“

Abbau von Hürden

So müssen beispielsweise in Ge-
bäuden, die nach Bauordnung mit 
Fahrstühlen auszustatten sind, 
nicht nur in einer Etage, sondern 
mindestens in zwei Geschossen 
barrierefrei zugängliche Wohnun-
gen vorhanden sein. Damit soll das 
Angebot an barrierefreiem Neubau 
verstärkt und den Bedarfen von 
Menschen mit Behinderung und 
den Folgen einer alternden Gesell-
schaft begegnet werden. Von Maß-
nahmen zum Abbau von Barrieren 
profitieren dennoch nicht nur ältere 
Personen und Menschen mit Behin-
derungen, sondern auch Familien, 
die mit Kinderwagen oder Laufrad 
unterwegs sind, wird der Alltag er-
leichtert. Ein weiterer wichtiger 
Beitrag ist außerdem die Ergän-
zung von barrierefreien Freisitzen 
wie Balkonen oder Terrassen in die 
Auflistung zur Mindestbedingun-
gen für barrierefreie Wohnungen. 
Die Veränderung zielt auf ein in der 

Praxis vermehrt vorkommendes 
Problem ab, da als „barrierefrei“ ge-
kennzeichnete Wohnungen verein-
zelt mit Balkonen ausgestattet sind, 
die nur über Barrieren zu erreichen 
und damit etwa für Menschen mit 
Rollstuhl nicht nutzbar sind.

Um neben physischen auch bü-
rokratische Hürden abzubauen, 
wurde die bestehende Bauordnung 
außerdem einer Prüfung auf unnö-
tige Formerfordernisse unterzogen. 
Damit ebnet der Entwurf digitalen 
Baugenehmigungen und verein-
fachten Bauverfahren langfristig 
den Weg. 

Nachhaltiger Ansatz

Das Thema Nachhaltigkeit spielt 
auch in anderen Abschnitten des 
Änderungsentwurfs eine wichtige 
Rolle. Zur Förderung der Energie-
wende, die sich langfristig positiv 
auf die Energiekosten der Konsu-
ment:innen auswirken und die Un-
abhängigkeit von endlichen Roh-
stoffen verringern soll, werden die 
Genehmigungsverfahren in diesem 
Bereich erleichtert. Damit wird ei-
ner Richtlinie der Europäischen 
Union gefolgt, die die vereinfachte 
Nutzung und Erzeugung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen vor-
schreibt. Die Änderungen betreffen 
unter anderem die nachträgliche 
Wärmedämmung von Fassaden, die 
Nutzung von Wärmepumpen und 
die Errichtung von Solaranlagen 
auf Dächern von Doppel- und Rei-
henhäusern. Da bereits zahlreiche 
Sorgen zu diesen Änderungen geäu-
ßert worden sind, bleibt zu betonen, 
dass die Thüringer Bauordnung 
weiterhin ihrer originären Aufgabe 
der Gefahrenabwehr vollumfäng-
lich nachkommt. 

Insbesondere da bei so umfassen-
den Gesetzesentwürfen die Einbe-
ziehung externer Fachkundiger ein 
wichtiger Bestandteil der Arbeit im 
Thüringer Landtag ist, folgt auf die 
erste Behandlung des Entwurfes 
im Plenum und die Überweisung 

des Gesetzes in den Ausschuss für 
Infrastruktur, Landwirtschaft und 
Forsten, eine Anhörung von Exper-
tinnen und Experten, die zu dem 
Entwurf Stellung beziehen können 
und so aktiv in den Entstehungspro-
zess des fertigen Gesetzes eingebun-
den werden. „Ich freue mich auf die 
intensive Arbeit des Infrastruktur-
ausschusses am Gesetzentwurf und 
bin gespannt auf die Anhörung und 
die interessanten Einschätzungen 
unserer Anzuhörenden“, so Ute Lu-
kasch abschließend.

Neue Regelungen für zeitgemäßes Bauen 
Novelle der Thüringer Bauordnung

Ute Lukasch
Wohnungspolitische Sprecherin
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Im Februar 2024 hat der Peti-
tionsausschuss eine Petition 
aus Meiningen abgeschlos-

sen. Die Petentin forderte, die 
geplante Bebauung des soge-
nannten „Strupp-Waldes“ zu 
stoppen. Ein Immobilienmak-
ler habe den Wald am Rande 
Meiningens erworben, um dort 
Wohnhäuser zu bauen. Obwohl 
der Wald auch als solcher im 
Flächennutzungsplan ausge-
wiesen sei, seien zwischen 2018 
und 2021 umfangreiche Rodun-
gen vorgenommen worden, un-
ter anderem um eine Zufahrt 
für spätere Bebauungen zu er-
möglichen.

Über die Petition

Der Petitionsausschuss hat sich 
intensiv mit dem Anliegen beschäf-
tigt und sich zunächst eine Stellung-
nahme des für Forsten zuständigen 
Ministeriums für Infrastruktur und 
Landwirtschaft eingeholt. Dieses 
teilte mit, dass der Waldbesitzer be-
reits mehrfach versucht habe, eine 
Nutzungsänderung des Waldgrund-
stückes zu erreichen. Entsprechende 
Anträge seien aber ausnahmslos ab-
gelehnt worden. Insbesondere über-
wiege das öffentliche Interesse am 
Erhalt des Waldes. Zudem gebe es ei-
nen Mindestabstand von 30 Metern, 
den eventuelle neue Gebäude zur 
Waldgrenze einhalten müssten. Die-
ser Mindestabstand würde auch bei 
einer Rodung der betroffenen Bau-
grundstücke unterschritten. Trotz 
der ablehnenden Bescheide habe der 
Waldbesitzer zahlreiche Bäume ge-
fällt. Diese intensiven Hilfsmaßnah-
men seien nach Einschätzung des zu-
ständigen Forstamtes als Kahlschlag 

zu bewerten. Daher werde die Wald-
fläche regelmäßig vom Forstamt 
überwacht. Darüber hinaus habe 
der Waldbesitzer ohne vorherige An-
zeige einen Weg im Wald angelegt, 
woraufhin er schriftlich verwarnt 
worden sei. Insgesamt gingen die 
Thüringer Forstbehörden wie auch 
die Petentin davon aus, dass der Kauf 
des Strupp-Waldes durch eine Im-
mobilienfirma nicht dem Zweck der 
künftigen Waldbewirtschaftung die-
ne, sondern der schrittweisen Um-
wandlung in Bauland.

Meiningen im Dilemma

Die Petition hatte ein allgemeines 
Anliegen zum Inhalt und wurde auf 
Antrag der Petentin veröffentlicht. 
Da über 1.600 Unterschriften für die 
Petition zusammenkamen, fand im 
März 2023 eine öffentliche Anhörung 
der Petentin im Thüringer Landtag 
statt. Auch der Forstausschuss wur-
de in die Beratungen mit einbezo-
gen. In der öffentlichen Anhörung 

kam der Vorschlag auf, zu der Petiti-
on einen Ortstermin durchzuführen. 
Dieser fand im Juni 2023 mit der Pe-
tentin, verschiedenen Anwohner:in-
nen, Vertreter:innen der Stadt Mei-
ningen, Thüringen Forst und dem 
Waldeigentümer statt. Vor Ort wur-
de deutlich, dass sich die Stadt Mei-
nigen in einem gewissen Dilemma 
befindet. Einerseits gebe es die Nach-
frage nach Bauland und andererseits 
sei Meiningen zu großen Teilen von 
Wald umgeben, was perspektivisch 
kaum noch bauliche Entwicklungs-
perspektiven ermögliche. Der Bür-
germeister räumte aber ein, dass die 
ursprünglichen Bebauungsplanun-
gen im Strupp-Wald wohl nicht reali-
sierbar seien. Die Stadt wolle die Pla-
nungen daher nicht weiterführen. 
Sie könne sich stattdessen vorstel-
len, zur dauerhaften Sicherung des 
Waldes die Flächen vom derzeitigen 
Eigentümer zu erwerben. Die Erho-
lungsfunktion des Waldes könne so 
wieder ins Zentrum rücken.

Es lohnt sich!

Am Beispiel dieser Petition wird 
wieder deutlich, dass es sich lohnt, 
sich an den Petitionsausschuss zu 
wenden. Durch sie wurde nicht nur 
eine breite Öffentlichkeit für das An-
liegen geschaffen, es wurden auch 
verschiedene öffentliche Stellen und 
Betroffene in die Beratung mit ein-
bezogen. Nur durch diese breite Be-
teiligung ist es dem Ausschuss erst 
möglich, sich ein umfassendes Bild 
von einem Sachverhalt zu machen. 
Im Fall des Strupp-Waldes hat die 
Petition schließlich auch dazu bei-
getragen, dass die Stadt ihre Planun-
gen überdacht hat und den Wald und 
seine Erholungsfunktion zukünftig 
sichern möchte.

Strupp-Wald in Meiningen 
soll erhalten bleiben!


